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BETREFF:  Entwurf eines Bundesgesetzes mit dem das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz und das Bauern-Sozialversicherungsgesetz geändert 
werden; Stellungnahme des BMeiA 

Zum Mail vom 23. März 2007 
 
Im Hinblick auf die Ausführungen in den Erläuterungen zu Art. 1 Z 8 und 9 sowie 11 
bis 13 des ggstdl. Entwurfs und das dort erwähnte laufende 
Vertragsverletzungsverfahren der Kommission gegen Österreich wird angeregt, 
bereits im Vorblatt unter der Rubrik Verhältnis zu den Rechtsvorschriften der 
Europäischen Union anstelle der bisherigen Aussage („Die vorgesehenen 
Regelungen fallen nicht in den Anwendungsbereich des Rechtes der Europäischen 
Union“) vielmehr ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass durch das Gesetz 
Konformität mit der Transparenz-Richtlinie 89/105/EWG hergestellt werden soll. 
 

 
Für die Bundesministerin: 

Baier i.V. 
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